
*Amtliche Bekanntmachung
78. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP), Bereich „Kita Im Rottfeld“
Beschluss zur Veröffentlichung (Offenlage)
Der Bau- und Planungsausschuss der Stadt Kaarst hat in seiner Sitzung am 24.04.2024 die Veröffentlichung
(Offenlage) der 78. FNP-Änderung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB), bekanntgemacht am
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), in der derzeit geltenden Fassung, beschlossen.
Die genaue Abgrenzung des Plangebietes kann der zeichnerischen Darstellung (Übersichtsplan) entnommen
werden.

Der Planentwurfmit Begründung sowie denwesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen kann in der Zeit vom 13.05.2024 bis einschließlich 14.06.2024 auf der Internetseite der Stadt
Kaarst (www.kaarst.de) unter Bauen, Verkehr und Umwelt/Bebauungspläne/Aktuelle Bürgerbeteiligungen
bzw. der Internetseite www.o-sp.de/kaarst/beteiligung von jedermann eingesehen werden.
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar und einsehbar:
1. Der Umweltbericht beinhaltet die verfügbaren umweltrelevanten Informationen zu den in § 1

Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgeführten Schutzgütern:
Umweltauswirkungen durch die Planung auf das Schutzgut
– Mensch und Gesundheit: Lärm durch Straßenverkehr sowie Fluglärm; Lärm während der

Bauphase; Kampfmittel; Licht; Geruch; Gefahrenschutz; Verlust von landwirtschaftlicher Nutz-
fläche; Aussagen zu elektrischen-magnetischen Feldern der Hoch- und Höchstspannungsleitungen

– Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt: Vorbelastung durch Verlärmung, Auswirkungen der
Planung durch Verlust von Grünflächen; bau- und anlagenbedingte Auswirkungen auf die Tierwelt

– Boden: Auswirkungen der Planung durch zusätzliche Bodenversiegelungen; bau- und anlagen-
bedingte Auswirkungen

– Fläche: Flächenverbrauch, Versiegelungsanteil bzw. Verdichtungsgrad
– Wasser: Grundwasser und Grundwasserstände; Auswirkungen der Planung durch Versiegelung,

Verringerung der Grundwasserneubildung; Versickerung von Niederschlagswasser; Starkregen;
Hochwasser

– Luft, Klima: Klimatoptyp, Kaltluft und Hauptwindrichtung, thermische Ausgleichsfunktion,
lufthygienische Vorbelastungen; Auswirkungen der Planung auf das Lokalklima

– Kultur- und Sachgüter: Denkmalpflege und Bodendenkmalschutz
– Landschaft, Ortsbild: Wertigkeit, Erhaltung und Aufwertung des Landschafts- und Ortsbildes
– sowie Wechselwirkungen
Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante)
sowie Planungsalternativen
Artenschutzrechtliche Prüfung
– Vorkommen planungsrelevanter Arten, Vorbelastung des Plangebiets durch Lärm, artenschutz-

rechtliche Konflikte und Vermeidungsmaßnahmen (Bauzeitenregelung für Baufeldfreimachung)
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen auf das
Schutzgut
– Mensch: Möglichkeiten des passiven Lärmschutzes
– Biotope/Fauna: Beschränkung des Versiegelungsgrads durch Festsetzung einer GRZ; Freiflächen-

gestaltung, Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeiten, insektenverträgliche Leuchtmittel
– Boden: Beschränkung des Versiegelungsgrads durch Festsetzung einer GRZ, fachgerechter Umgang

mit Oberboden
– Wasser: Niederschlagswasserversickerung von Dachflächen und Stellplätzen
– Klima: grünordnerische Maßnahmen,
– Kultur- und Sachgüter: Hinweis zum (Boden-)Denkmalschutz,
– Landschafts-/Ortsbild: grünordnerische Maßnahmen
Weitere umweltrelevante Anforderungen
– Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und

biolo-gische Vielfalt
– Vermeidung von Emissionen, sachgerechter Umgangmit Abfällen und Abwasser
– Kumulierungmit Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete
– Klimaschutz
– Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität
– Bodenschutzklausel

2. Fachgutachten und Stellungnahmen enthalten die folgenden umweltbezogenen Informationen:
Artenschutz
– Planungsbüro ISR GmbH: B-Plan Nr. 131 „Kita Im Rottfeld“ – Kaarst – Artenschutzrechtlicher Fach-

beitrag (Stufe 1), Haan, April 2024: Darlegung und Bewertung der mit der Planung einhergehenden
Auswirkungen auf artenschutzrechtliche Belange.

Umweltbericht
– 78. Flächennutzungsplanänderung „Kita Im Rottfeld“ – Kaarst – Begründung Teil 2 – Umweltbericht

nach § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB, April 2024: Analyse, Prognose undBewertung der Auswirkungen auf
die Schutzgüter Mensch und Gesundheit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Boden/Fläche,
Wasser, Klima/Luft, Kultur- und Sachgüter, Landschaft/Ortsbild, bei Nicht-Durchführung und bei
Durchführung der Planung. Artenschutzrechtliche Prüfung sowie vonMaßnahmen zur Vermeidung,
Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen, Darlegung alternativer und ander-
weitige Planungsmöglichkeiten sowie sonstige umweltrelevant Anforderungen.

3. Die umweltrelevanten Informationen aus den Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung
der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der gleichzeitigen Durchführung der frühzeitigen
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Fachbehörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu
folgenden Themengebieten:
Versorgungsleitungen: Hinweise der Leitungsträger zur Lage von verschiedenen Leitungen
– Stellungnahme Amprion
– Stellungnahme DB Energie GmbH
– Stellungnahme Ericsson Services GmbH
– Stellungnahme GasLine GmbH
– Stellungnahme Bundesnetzagentur
– Stellungnahme Bezirksregierung Düsseldorf
Eingriff und Ausgleich in den Naturhaushalt bzw. Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen bzw.
-flächen und Artenschutz
– Stellungnahmen Landwirtschaftskammer NRW
Bauschutzbereich des Verkehrsflughafens Düsseldorf
– Stellungnahme Bezirksregierung Düsseldorf
Schutzgut Wasser, Gewässerschutz, Abwasser, Grundwasserstände
– Stellungnahme Geologischer Dienst NRW Landesbetrieb
– Stellungnahme Erftverband
Schutzgut Boden Baugrund, Erdbebengefährdung und Bodenschutz, Mutterboden
– Stellungnahme Rhein-Kreis-Neuss
– Stellungnahme Geologischer Dienst NRW Landesbetrieb
Immissionsschutz
– Stellungnahme Straßen.NRW

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG), bekanntgemacht am23. August 2017 (BGBl. I S. 3290), in der derzeit gelten-
den Fassung in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 UmwRG gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des
UmwRGmit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht
rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltendmachen können.
Zusätzlich kann der Planentwurf mit Begründung sowie den wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen
im Foyer der Verwaltungsdienstelle Büttgen, Rathausplatz 23 in 41564 Kaarst
in der Zeit vom 13.05.2024 bis einschließlich 14.06.2024 von
Montag bis Freitag von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr
Donnerstag von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr
und nach Terminvereinbarung von jedermann eingesehen werden.
Termine können unter der E-Mail-Adresse stadtplanung@kaarst.de bzw. der Telefonnummer 02131.987-845
vereinbart werden.
Stellungnahmen zur Planung können gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 13.05.2024 bis einschließlich zum
14.06.2024 bei der Stadtverwaltung Kaarst elektronisch übermittelt werden. Auf die Möglichkeit der Über-
mittlung der Stellungnahme im Beteiligungsportal über die vorgenannten Internetseiten wird insbesondere
hingewiesen, im Weiteren steht unter anderem die Emailadresse stadtplanung@kaarst.de auch zu diesem
Zweck zur Verfügung.
Bei Bedarf können Stellungnahmen auch auf anderem Weg abgegeben bzw. übermittelt sowie auf der
Verwaltungsdienststelle Büttgen, Rathausplatz 23 in 41564 Kaarst nach vorheriger Terminvereinbarung
unter den oben genannten Kontaktdaten mündlich zur Niederschrift vorgetragen werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht innerhalb der Offenlegungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei
der Beschlussfassung über den Bauleitplan gemäß § 4a Abs. 5 BauGB unberücksichtigt bleiben können,
sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist.
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollantrag nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO), bekanntgemacht am 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), in der derzeit geltenden Fassung unzulässig ist,
wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen dieser öffent-
lichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltendmachen können.
Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung wird zusätzlich auf der Internetseite der Stadt Kaarst
(www.kaarst.de) eingestellt.
Kaarst, den 30.04.2024
Die Bürgermeisterin
Gez.
Ursula Baum

kaarst*
*Amtliche Bekanntmachung
Bebauungsplan Nr. 117 „Glehner Straße“ – Büttgen –
Beschluss zur Veröffentlichung (Offenlage)
Der Bau- und Planungsausschuss der Stadt Kaarst hat in seiner Sitzung am 24.04.2024 die Veröffent-
lichung (Offenlage) des Bebauungsplanes gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB), bekanntgemacht am
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), in der derzeit geltenden Fassung, beschlossen.
Die genaue Abgrenzung des Plangebietes kann der zeichnerischen Darstellung (Übersichtsplan) entnommen
werden.

Der Planentwurf mit textlichen Festsetzungen und Begründung sowie den wesentlichen, bereits vor-
liegenden umweltbezogenen Stellungnahmen kann in der Zeit vom 13.05.2024 bis einschließlich
14.06.2024 auf der Internetseite der Stadt Kaarst (www.kaarst.de) unter Bauen, Verkehr und Umwelt/
Bebauungspläne/Aktuelle Bürgerbeteiligungen bzw. der Internetseite www.o-sp.de/kaarst/beteiligung von
jedermann eingesehen werden.
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar und einsehbar:
1. Der Umweltbericht beinhaltet die verfügbaren umweltrelevanten Informationen zu den in

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgeführten Schutzgütern:
Ausgangssituation (Basisszenario) und Umweltauswirkungen der Planung
– Mensch und Gesundheit: Aussagen zu Lärm durch Straßenverkehr, Aussagen des Kampfmittel-

beseitigungsdienstes, Aussagen über Hochwasser, Aussagen über Starkregen
– Auswirkungen der Planung auf den vorherigen Verkehr, den Verkehrslärm, den Lärm durch die

Bauphase, den Lärm durch den Betrieb stationärer Haustechnik, Auswirkung auf den Verlust von
landwirtschaftlicher Fläche, Auswirkungen von Kampfmittel, Auswirkungen von Lichtemissionen,
Auswirkung von Starkregen

– Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt: Bestimmung der Biotoptypen, Aussagen zum Vorkommen
planungsrelevanter Arten, Aussagen zur Vorbelastung
Auswirkungen der Planung durch Verlust von Acker und Gehölzen, baubedingte Auswirkungen auf
die Tierwelt

– Boden: Informationen über den Bodenaufbau, Aussagen über die Versickerungsfähigkeit, Aussagen
zum vorliegendem Bodentyp sowie zu Altlasten, Aussage über die Grundwasserabsenkung auf-
grund des Braunkohletagebaus
Auswirkungen der Planung durch örtliche Versiegelung und den Wasserhaushalt, Auswirkung auf
die Entwässerung und Versickerung

– Fläche: Erklärung des Basisszenarios
Auswirkungen der Planung durch örtliche Versiegelung

– Wasser: Angaben zur Wasserschutzzone, Grundwasser und zu Grundwasserständen, Angaben zur
Vorbelastung
Auswirkungen der Planung durch örtliche Versiegelung, Hinweise zu Versickerungsanlagen und
anfallendem Schmutzwasser

– Klima und Luft: Angaben zum Klimatoptyp, Aussagen zur lufthygienischen Situation Auswirkungen
der Planung auf das Lokalklima und die Schadstoffemissionen

– Kultur- und sonstige Sachgüter: Aussagen zu Baudenkmälern und Bodendenkmälern
Auswirkung der Planung auf Sichtbeziehungen

– Landschaft/Ortsbild: Aussagen der städtebaulichen Verortung und landwirtschaftlichen Gebiet
Auswirkungen der Planung auf die Landschaft und das Ortsbild

– sowie Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes
Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung
Eingriffsregelung:
– naturschutzrechtliche Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung, Bewertung des Bestandes und der

Planung
– externe Kompensationsmaßnahmen über das Ökokonto der Stadt Kaarst (Gemarkung Kaarst:

Flur 25/Flurstück 44)
Artenschutzrechtliche Prüfung
– Potentielle Betroffenheit planungsrelevanter Arten, Vorbelastung des Plangebiets durch Lärm,

artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen (Bauzeitenregelung für Baufeldfreimachung)
Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen:
– Schallschutzmaßnahmen
– Verkehrssicherheit
– Blendwirkung von Außenbeleuchtung
– Minimierung des Vogelschlagrisikos
– Bodenschutzmaßnahmen
– Extensive Dachbegrünung
– grünordnerische Maßnahmen
– externe Kompensationsmaßnahme
– Artenschutzmaßnahmen
Sonstige umweltrelevante Angaben und Anforderungen:
– Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und

biologische Vielfalt
– Vermeidung von Emissionen, sachgerechter Umgangmit Abfällen und Abwasser
– Risiken durch Unfälle und Katastrophen
– Kumulierungmit Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete
– Klimaschutz
– eingesetzte Techniken und Stoffe
– Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität
– Bodenschutzklausel
– Umwidmungssperrklausel

2. Fachgutachten und Stellungnahmen enthalten die folgenden umweltbezogenen Informationen:
Artenschutz
– Susanne Brans, Düsseldorf, 08.04.2024: Bebauungsplan Nr. 117 „Glehner Straße“ – Büttgen – Arten-

schutzprüfung Stufe I (Vorprüfung):
Darlegung und Bewertung der mit der Planung einhergehenden Auswirkungen auf artenschutz-
rechtliche Belange

Boden
– Terra Umwelt Consulting, Neuss, 01.03.2024: Bodengutachterliche Stellungnahme zum Be-

bauungsplan Nr. 117 „Glehner Straße“ – Büttgen – :
Darlegung und Bewertung des Bodenaufbaus und Aussagen zur Versickerungsfähigkeit mit Aus-
wirkungen auf die Planung

Schallimmissionen
– ACCON Köln GmbH, Köln, 02.04.2024: Schalltechnisches Fachgutachten zum Bebauungsplan

Nr. 117 „Glehner Straße“ – Büttgen – :
Ermittlung und Bewertung der auf das Plangebiet einwirkenden Schallimmissionen sowie Aus-
wirkungen der Planung auf den Verkehrslärm

Verkehr
– Runge IVP – Ingenieurbüro für integrierte Verkehrsplanung, Düsseldorf, 18.01.2024: Verkehrs-

gutachterliche Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 117 „Glehner Straße“ – Büttgen – :
Ermittlung und Bewertung der Auswirkungen durch die planbedingten Zusatzverkehre auf das
umliegende Straßennetz

Umweltbericht
– Susanne Brans, Düsseldorf, 08.04.2024: Bebauungsplan Nr. 117 „Glehner Straße“ – Büttgen –

Umweltbericht nach §2 Abs. 4 und §2a BauGB:
Analyse, Prognose und Bewertung der Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch und Gesundheit,
Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Boden, Fläche,Wasser, Klima und Luft, Kultur- und sonstige
Sachgüter, Landschaft/Ortsbild, bei Nicht-Durchführung und bei Durchführung der Planung,
artenschutzrechtliche Prüfung Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung, Maßnahmen zur Vermeidung,
Verhinderung, Verringerung und zum Ausgleich der erheblichen nachteiligen Auswirkungen, sowie
sonstige umweltrelevante Anforderungen

3. Die umweltrelevanten Informationen aus den Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung der
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der gleichzeitigen Durchführung der frühzeitigen
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Fachbehörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu
folgenden Themengebieten:
Versorgungsleitungen: Hinweise der Leitungsträger zur Lage von verschiedenen Leitungen und deren
Schutz
– Stellungnahme Vodafone GmbH
– Stellungnahme Kreiswerke Grevenbroich GmbH
– StellungnahmeWestnetz GmbH
Schutzgut Natur und Landschaft, Eingriff in den Naturhaushalt, Artenschutz
– Landwirtschaftskammer NRW
Bergbauliche Verhältnisse (Bergwerksfelder, Bergbau, Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenberg-
baus – Grundwasserabsenkungen)
– Stellungnahme Bezirksregierung Arnsberg, Abt. 6 Bergbau und Energie in NRW
Schutzgut Wasser, Abwasser, Wasserversorgung, Grundwasser
– Stellungnahme Bezirksregierung Düsseldorf
Schutzgut Boden, Wasser, Altlasten, Kampfmittel, Erdbebengefährdung und Bodenschutz, Mutterboden
– Stellungnahme Geologischer Dienst NRW Landesbetrieb
– Stadt Kaarst: Bereich 32 – Luftbildauswertung (KBD)
Immissionsschutz
– Stellungnahmen Landesbetrieb Straßenbau NRW: Regionalniederlassung Niederrhein – Hauptsitz

Mönchengladbach
Zusätzlich kann der Planentwurf mit textlichen Festsetzungen und Begründung sowie den wesentlichen,
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen
im Foyer der Verwaltungsdienstelle Büttgen, Rathausplatz 23 in 41564 Kaarst
in der Zeit vom 13.05.2024 bis einschließlich 14.06.2024 von
Montag bis Freitag von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr
Donnerstag von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr
und nach Terminvereinbarung von jedermann eingesehen werden.
Termine können unter der E-Mail-Adresse stadtplanung@kaarst.de bzw. der Telefonnummer 02131.987-845
vereinbart werden.
Stellungnahmen zur Planung können gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 13.05.2024 bis einschließlich zum
14.06.2024 bei der Stadtverwaltung Kaarst elektronisch übermittelt werden. Auf die Möglichkeit der Über-
mittlung der Stellungnahme im Beteiligungsportal über die vorgenannten Internetseiten wird insbesondere
hingewiesen, im Weiteren steht unter anderem die E-Mail-Adresse stadtplanung@kaarst.de auch zu diesem
Zweck zur Verfügung.
Bei Bedarf können Stellungnahmen auch auf anderem Weg abgegeben bzw. übermittelt sowie auf der
Verwaltungsdienststelle Büttgen, Rathausplatz 23 in 41564 Kaarst nach vorheriger Terminvereinbarung
unter den oben genannten Kontaktdaten mündlich zur Niederschrift vorgetragen werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht innerhalb der Offenlegungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei
der Beschlussfassung über den Bauleitplan gemäß § 4a Abs. 5 BauGB unberücksichtigt bleiben können,
sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist.
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollantrag nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO), bekanntgemacht am 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), in der derzeit geltenden Fassung unzulässig ist,
wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen dieser öffent-
lichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltendmachen können.
Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung wird zusätzlich auf der Internetseite der Stadt Kaarst
(www.kaarst.de) eingestellt.
Kaarst, den 30.04.2024
Die Bürgermeisterin
Gez.
Ursula Baum

kaarst*
*Amtliche Bekanntmachung
Bebauungsplan Nr. 131 „Kita Im Rottfeld“ – Kaarst –
Beschluss zur Veröffentlichung (Offenlage)
Der Bau- und Planungsausschuss der Stadt Kaarst hat in seiner Sitzung am 24.04.2024 die Veröffent-
lichung (Offenlage) des Bebauungsplanes gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB), bekanntgemacht am
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), in der derzeit geltenden Fassung, beschlossen.
Die genaue Abgrenzung des Plangebietes kann der zeichnerischen Darstellung (Übersichtsplan) entnommen
werden.

Die externen Kompensationsmaßnahmen werden dem Ökokonto der Stadt Kaarst in der Gemarkung
Kaarst zugeordnet:
· Flur 22, Flurstuck 848 (7.212 Ökopunkte)
· Flur 25, Flurstuck 118 (4.560 Ökopunkte)
· Flur 22, Flurstuck 31 (1.604 Ökopunkte)
· Flur 25, Flurstuck 62 (187 Ökopunkte)

Der Planentwurf mit textlichen Festsetzungen und Begründung sowie den wesentlichen, bereits vorliegen-
den umweltbezogenen Stellungnahmen kann in der Zeit vom 13.05.2024 bis einschließlich 14.06.2024
auf der Internetseite der Stadt Kaarst (www.kaarst.de) unter Bauen, Verkehr und Umwelt/Bebauungspläne/
Aktuelle Bürgerbeteiligungen bzw. der Internetseite www.o-sp.de/kaarst/beteiligung von jedermann ein-
gesehen werden.
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar und liegenmit aus:
1. Der Umweltbericht beinhaltet die verfügbaren umweltrelevanten Informationen zu den in

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgeführten Schutzgütern:
Umweltauswirkungen durch die Planung auf das Schutzgut
– Mensch und Gesundheit: Lärm durch Straßenverkehr sowie Fluglärm; Lärm während der

Bauphase; Kampfmittel; Licht; Geruch; Gefahrenschutz; Verlust von landwirtschaftlicher Nutz-
fläche; Aussagen zu elektrischen-magnetischen Feldern der Hoch- und Höchstspannungsleitungen

– Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt: Vorbelastung durch Verlärmung, Auswirkungen der
Planung durch Verlust von Grünflächen; Eingriffsbilanz, bau- und anlagenbedingte Auswirkungen
auf die Tierwelt

– Boden: Auswirkungen der Planung durch zusätzliche Bodenversiegelungen; bau- und anlagen-
bedingte Auswirkungen

– Fläche: Flächenverbrauch, Versiegelungsanteil bzw. Verdichtungsgrad
– Wasser: Grundwasser und Grundwasserstände; Auswirkungen der Planung durch Versiegelung,

Verringerung der Grundwasserneubildung; Versickerung von Niederschlagswasser; Starkregen;
Hochwasser

– Luft, Klima: Klimatoptyp, Kaltluft und Hauptwindrichtung, thermische Ausgleichsfunktion,
lufthygienische Vorbelastungen; Auswirkungen der Planung auf das Lokalklima

– Kultur- und Sachgüter: Denkmalpflege und Bodendenkmalschutz
– Landschaft, Ortsbild: Wertigkeit, Erhaltung und Aufwertung des Landschafts- und Ortsbildes
– sowie Wechselwirkungen
Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante)
sowie Planungsalternativen
Artenschutzrechtliche Prüfung
– Vorkommen planungsrelevanter Arten, Vorbelastung des Plangebiets durch Lärm, optische

Störungen, Erschütterungen, artenschutzrechtliche Konflikte und Vermeidungsmaßnahmen
(Bauzeitenregelung für Baufeldfreimachung)

Eingriffsregelung
– Naturschutzrechtliche Eingriffsbilanzierung, Bewertung des Bestandes und der Planung,

Ausgleichsbedarf
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen auf das
Schutzgut
– Mensch: Möglichkeiten des passiven Lärmschutzes
– Biotope/Fauna: Beschränkung des Versiegelungsgrads durch Festsetzung einer GRZ; Freiflächen-

gestaltung, Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeiten, ökologische Baubegleitung, insekten-
verträgliche Leuchtmittel

– Boden: Beschränkung des Versiegelungsgrads durch Festsetzung einer GRZ, fachgerechter Umgang
mit Oberboden

– Wasser: Niederschlagswasserversickerung von Dachflächen und Stellplätzen
– Klima: grünordnerische Maßnahmen,
– Kultur- und Sachgüter: Hinweis zum (Boden-)Denkmalschutz,
– Landschafts-/Ortsbild: grünordnerische Maßnahmen
Weitere umweltrelevante Anforderungen
– Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biolo-

gische Vielfalt
– Vermeidung von Emissionen, sachgerechter Umgangmit Abfällen und Abwasser
– Kumulierungmit Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete
– Klimaschutz
– Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität
– Bodenschutzklausel

2. Fachgutachten und Stellungnahmen enthalten die folgenden umweltbezogenen Informationen:
Artenschutz
– Planungsbüro ISR GmbH: B-Plan Nr. 131 „Kita Im Rottfeld“ – Kaarst – Artenschutzrechtlicher Fach-

beitrag (Stufe 1), Haan, April 2024: Darlegung und Bewertung der mit der Planung einhergehenden
Auswirkungen auf artenschutzrechtliche Belange.

Boden
– TERRA Umwelt Consulting: Gutachten über geotechnische Untersuchungen B-Plan 131 „Kita Im

Rottfeld“ – Kaarst –; Neuss, 10.04.2024: Untersuchung der Baugrundverhältnisse inkl. Feldarbeiten,
Informationen zur erbohrten Schichtenfolge sowie zu den angetroffenen Grundwasserverhält-
nissen, Baugrundbeurteilung und Hinweise zur Bauausführung (insbesondere zur Gründung,
zur Baugrubensicherung, zur Trockenhaltung des Bauwerks, zu Erdbeben, zur Versickerung und zur
Handhabung des Aushubs), Empfehlungen.

Umweltbericht
– Bebauungsplan Nr. 131 „Kita Im Rottfeld“ – Kaarst – Begründung Teil 2 – Umweltbericht nach § 2

Abs. 4 und § 2a BauGB, April 2024: Analyse, Prognose und Bewertung der Auswirkungen auf die
Schutzgüter Mensch und Gesundheit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Boden/Fläche,
Wasser, Klima/Luft, Kultur- und Sachgüter, Landschaft/Ortsbild, bei Nicht-Durchführung und bei
Durchführung der Planung. Artenschutzrechtliche Prüfung, Eingriffsregelung, sowie von Maßnah-
men zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen, Darlegung alter-
nativer und ander-weitige Planungsmöglichkeiten sowie sonstige umweltrelevant Anforderungen.

3. Die umweltrelevanten Informationen aus den Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung
der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der gleichzeitigen Durchführung der frühzeitigen
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Fachbehörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu
folgenden Themengebieten:
Versorgungsleitungen: Hinweise der Leitungsträger zur Lage von verschiedenen Leitungen
– Stellungnahme Amprion
– Stellungnahme DB Energie GmbH
– Stellungnahme Ericsson Services GmbH
– Stellungnahme GasLine GmbH
– Stellungnahme Bundesnetzagentur
– Stellungnahme Bezirksregierung Düsseldorf
Eingriff und Ausgleich in den Naturhaushalt bzw. Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen bzw.
-flächen und Artenschutz
– Stellungnahmen Landwirtschaftskammer NRW
Bauschutzbereich des Verkehrsflughafens Düsseldorf
– Stellungnahme Bezirksregierung Düsseldorf
Schutzgut Wasser, Gewässerschutz, Abwasser, Grundwasserstände
– Stellungnahme Geologischer Dienst NRW Landesbetrieb
– Stellungnahme Erftverband
Schutzgut Boden Baugrund, Erdbebengefährdung und Bodenschutz, Mutterboden
– Stellungnahme Rhein-Kreis-Neuss
– Stellungnahme Geologischer Dienst NRW Landesbetrieb
Immissionsschutz
– Stellungnahme Straßen.NRW

Zusätzlich kann der Planentwurf mit textlichen Festsetzungen und Begründung sowie den wesentlichen,
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen
im Foyer der Verwaltungsdienstelle Büttgen, Rathausplatz 23 in 41564 Kaarst
in der Zeit vom 13.05.2024 bis einschließlich 14.06.2024 von
Montag bis Freitag von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr
Donnerstag von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr
und nach Terminvereinbarung von jedermann eingesehen werden.
Termine können unter der E-Mail-Adresse stadtplanung@kaarst.de bzw. der Telefonnummer 02131.987-845
vereinbart werden.
Stellungnahmen zur Planung können gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 13.05.2024 bis einschließlich zum
14.06.2024 bei der Stadtverwaltung Kaarst elektronisch übermittelt werden. Auf die Möglichkeit der Über-
mittlung der Stellungnahme im Beteiligungsportal über die vorgenannten Internetseiten wird insbesondere
hingewiesen, im Weiteren steht unter anderem die E-Mail-Adresse stadtplanung@kaarst.de auch zu diesem
Zweck zur Verfügung.
Bei Bedarf können Stellungnahmen auch auf anderem Weg abgegeben bzw. übermittelt sowie auf der
Verwaltungsdienststelle Büttgen, Rathausplatz 23 in 41564 Kaarst nach vorheriger Terminvereinbarung
unter den oben genannten Kontaktdaten mündlich zur Niederschrift vorgetragen werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht innerhalb der Offenlegungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei
der Beschlussfassung über den Bauleitplan gemäß § 4a Abs. 5 BauGB unberücksichtigt bleiben können,
sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist.
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollantrag nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO), bekanntgemacht am 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), in der derzeit geltenden Fassung unzulässig ist,
wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen dieser öffent-
lichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltendmachen können.
Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung wird zusätzlich auf der Internetseite der Stadt Kaarst
(www.kaarst.de) eingestellt.
Kaarst, den 30.04.2024
Die Bürgermeisterin
Gez.
Ursula Baum

kaarst*

W
ER

DA
S
LI
ES
T,
IS
T
N
EU

G
IE
RI
G
AU

F
IH
RE

AN
ZE
IG
E.

www.sielmann-stiftung.de/testament

Was bleibt?
Mein Erbe.
Für unsere Natur.
Wir freuen uns auf Ihren Anruf
unter 05527 914 419

BEKANNTMACHUNGEN

NEUGIERIG? www.nrw-stiftung.de
oder Infomaterial anfordern.

Damit das so bleibt, fördern wir seit 20 Jahren ehren-
amtliche Initiativen, die sich für Naturschutz, Heimat-
und Kulturpflege in Nordrhein-Westfalen engagieren.

Bewegen Sie etwas in NRW und werden Sie
Mitglied im Förderverein! Nur mit Ihrer Hilfe
können wir die Schönheit der Natur und die
kulturelle Vielfalt unserer Heimat bewahren.

Roßstraße 133 • 40476 Düsseldorf

Name:

Straße:

PLZ/Ort:

NRW IST SCHÖN!
BraunsMühle
in Kaarst
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Neuß-Grevenbroicher 
Zeitung vom 03.05.2024


